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Pressemitteilung der Deutschen Gesellschaft für Recht und Informatik (DGRI)

DGRI begrüßt Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur akustischen Wohnraumüberwachung 

Berlin, 4. März 2004, Die Deutsche Gesellschaft für Recht und Informatik (DGRI) begrüßt das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 3. März 2004 zur akustischen Wohnraumüberwachung („Großer Lauschangriff“). Zwar hat das Gericht mehrheitlich die Änderung des Art. 13 Abs. 3 GG im Jahr 1998 als verfassungsgemäß bestätigt und insoweit grundsätzlich eine akustische Überwachung des Wohnraums nicht beanstandet, jedoch erklärte es die gesetzlichen Ermächtigungsnormen in der Strafprozessordnung (§§ 100b, c, d, f, 101 StPO) als in wesentlichen Teilen verfassungswidrig. Die DGRI wertet dieses Urteil als wesentlichen Beitrag zur Rückgewinnung bürgerlicher Freiheitsrechte und zur Stärkung der Privatsphäre des Einzelnen gegenüber dem Staat; die in ihrer Effektivität zur Überführung und rechtskräftigen Verurteilung von Beschuldigten ohnehin zweifelhafte Maßnahme akustischer Wohnraumüberwachung wird damit auf ein rechtsstaatlich verträgliches Maß zurückgeführt. Zukünftig wird nicht nur die Schwere einer Straftat deutlicher zu gewichten sein. Hervorzuheben ist insbesondere auch, dass nunmehr bei der Anordnung derartiger Überwachungsmaßnahmen nicht mehr allein die Erfolgsaussichten der Strafverfolgung entscheidend sind, sondern  der Bereich der Privatsphäre durch die Berücksichtigung der Menschenwürde aus Art. 1 GG gebührend berücksichtigt werden muss: Der Blick hierauf hat sich in den letzten Jahren in der Politik als auch bei den Strafverfolgungsorganen allzu sehr getrübt. Die Betonung der Unantastbarkeit dieses Kernbereichs durch das Bundesverfassungsgericht kann im Hinblick auf die ungebrochen populäre Konzipierung technologischer Überwachungsmaßnahmen und den Versuch ihrer raschen rechtlichen Umsetzung gar nicht hoch genug eingeschätzt werden. Das Urteil zeigt, dass eine politische und gesellschaftliche Diskussion um die Notwendigkeit und Legitimität technologisierter Überwachung und der Verschärfung staatlicher Kontrollbestrebungen - die insbesondere nach den Anschlägen vom September 2001 zunahm - dringender erforderlich ist denn je. Das Urteil sollte die Bundesregierung  auch veranlassen, ihre legislative Position zur Telekommunikationsgesetz-Novelle noch einmal zu überprüfen.
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